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Scharping will Radar-Opfer 
großzügig entschädigen 

Verteidigungsminister Rudolf Scharping (SPD)
hat in der Frage der Entschädigungen für 
Radar-Strahlenopfer in der Bundeswehr 
"streitfreie und großherzige" Regelungen 
angekündigt. 

ftd.de, Do, 21.6.2001, 12:05

Der Bericht einer Untersuchungskommission, der 
Scharping am Donnerstag in Berlin übergeben 
wurde, kam zu dem Ergebnis, dass die Bundeswehr 
Soldaten in den 60er und 70er Jahren 
krebsauslösender Strahlung ausgesetzt hat. 

Der Minister kündigte an, er werde das Gespräch 
mit den Opfern und ihren Vertretern suchen. Es 
werde eine Arbeitsgruppe und eine Info-Hotline zu 
den Radarschäden eingerichtet. Der Leiter der 
eigens eingesetzten Kommission, der frühere 
"Zeit"-Herausgeber Theo Sommer, sagte, Grund für
die Verstrahlung seien nicht ausreichend 
abgeschirmte Radargeräte gewesen. 

Sammelklage der Betroffenen 

Im Juli wollen rund 100 Betroffene oder 
Hinterbliebene Sammelklage in Washington 
einreichen. Für jeden Fall werden bis zu zwei Mio. $ 
gefordert. Die Radargeräte der Firmen ITT (New 
York) und Raytheon (Lexington), die die 
Bundeswehr bis in die siebziger Jahre ausgerüstet 
hatten, sollen bei Ingenieuren, Technikern und 
Physikern Krebserkrankungen ausgelöst haben. In 
den USA geborene Kinder von deutschen 
Radartechnikern sind mit Missbildungen zur Welt 
gekommen. 
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Mitte der siebziger Jahre beim Umgang mit 
röntgenstrahlenden Radaranlagen zugegeben. 
Damals gab es laut Bundesamt für Strahlenschutz 
aber noch keine Strahlenschutzverordnung. Es 
habe keiner mit einer Gesundheitsgefährdung 
gerechnet. 

Kommission beschäftigt sich mit Uran-
Munition 

Die Untersuchungskommission beschäftigte sich 
auch mit der umstrittenen Uran-Munition, die unter 
anderem im ehemaligen Jugoslawien eingesetzt 
wurde. "Es bestand keine Gefahr für unsere 
Bundeswehrsoldaten auf dem Balkan, und es 
besteht keine Gefahr", sagte Sommer. Das gelte 
nach Auffassung der Kommission auch für die 
Zivilbevölkerung vor Ort.
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